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Zusammenfassung: Nach mehr als eineinhalb Jahren hat der Deutsche Bundestag über eine 
ursprünglich von Lars Fischer eingebrachte und dann vom Aktionsbündnis flankierte Petition 
beraten und weitgehende Zustimmung zu der Forderung signalisiert, dass Publikationen, 
„die aus durch den Staat bezuschussten Forschungen stammen“ frei (d.h. auch kostenfrei) 
zugänglich sein sollten. Mit der Überweisung der Petitionen als Material nicht zuletzt für den 
Dritten Korb der Urheberrechtsreform an das BMBF und das BMJ und die Fraktionen des 
Bundestags ist es aber nicht getan. Erforderlich sind jetzt Mut und Ideenreichtum der 
politischen Instanzen, wie diese Forderung umgesetzt werden kann, z.B. über ein 
unabdingbares Zweitverwertungsrecht der WissenschaftlerInnen, aber auch (ohne Tabus) 
darüber, wie dieses dann neue Recht der AutorInnen auch zugunsten Open Access genutzt 
werden kann (weiter bloß über Appelle oder auch über Verpflichtungen der Autorinnen 
gegenüber ihren Institutionen und der Öffentlichkeit). 

Die mit am meisten beachtete Petition an den Bundestag 

Die politischen Mühlen mahlen halt langsam, aber sie mahlen doch. Im Oktober 2009 hatte 

es eine Petition an den Deutschen Bundestag gegeben: „Wissenschaft und Forschung - 

Kostenloser Erwerb wissenschaftlicher Publikationen“. Sie war von Lars Fischer auf den Weg 

gebracht worden, wurde von 23.631 Personen unterzeichnet und durch eine Zusatzpetition 

des Aktionsbündnisses Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft flankiert, mit dem Titel 

„„Urheberrechte von wissenschaftlichen Autorinnen und Autoren stärken und Open Access 

befördern — Ergebnisse von mit öffentlichen Mitteln geförderter Forschung kostenfrei 

zugänglich machen“. Die Petition gehörte zu „den bisher am meisten beachteten 

öffentlichen Petitionen“ (so der Petitionsausschuss). 

Jetzt im Juli 2011 hat der Deutsche Bundestag die Petition beraten und beschlossen, die 

Petitionen als Material der Bundesregierung (BMBF und BMJ) zu überweisen und den 

Fraktionen des Deutschen Bundestags zu Kenntnis zu geben und im Übrigen das Verfahren 

damit abzuschließen. Das Aktionsbündnis, und ich nehme an auch Lars Fischer, wurde vom 

Vorsitzenden des Petitionsausschusses mit einer ausführlichen Begründung darüber 

informiert. Und diese ist bemerkenswert.  

http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/
https://epetitionen.bundestag.de/index.php?action=petition;sa=details;petition=7922
http://www.urheberrechtsbuendnis.de/docs/Aktionsbuendnis-petition-open-access-ergz-zu-LarsFischer250110.pdf
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Bemerkenswerte OA-Diskussion im Bundestag ob der Petition 

Offenbar hat es bei der Beratung im Bundestag eine lebhafte Beteiligung gegeben. 

Einbezogen wurde in die Diskussion die vom Aktionsbündnis in der Zusatzpetition 

eingebrachte Forderung nach einem unabdingbaren Zweitverwertungsrecht.  

Nur wenige Diskussionsteilnehmer haben sich gegen die Petition ausgesprochen, z.B. mit 

dem Argument, “dass nicht jeder Bürger wissenschaftliche Texte lesen wolle und die, die das 

wollten, … zu den Besserverdienenden gehören und es sich somit leisten können, hierfür 

finanzielle Mittel aufzubringen“. Die Befürworter stimmten zu, dass diejenigen Publikationen 

kostenlos zugänglich sein sollten, „die aus durch den Staat bezuschussten Forschungen 

stammen“. Diese Forderung habe „grundsätzliche Bedeutung und betrifft in erster Linie mit 

den Vorschlägen zu Open-Access- und Open-Source-Verwertungsmodellen zentrale 

Teilbereiche des Urheberrechts, die nicht nur von den Petenten, sondern auch von 

bedeutenden Wissenschaftseinrichtungen als regelungsbedürftig bezeichnet werden.“ 

Keine Empfehlung für die Förderorganisationen 

Der in den Petitionen enthaltene Vorschlag, dass der Deutsche Bundestag die 

Förderinstitutionen, „die staatliche Forschungsgelder autonom verwalten“, auffordern solle, 

„entsprechende Vorschriften zu erlassen und die technischen Voraussetzungen für eine 

Veröffentlichung der Forschungsergebnisse im Internet zu schaffen“, wurde nicht 

aufgegriffen bzw. für unnötig gehalten. Die deutschen Wissenschaftsorganisationen stünden 

ohnehin den in den Petitionen angesprochenen Zielen „sehr aufgeschlossen gegenüber“. Die 

gesamte „Scientific Community“ sei „sowohl auf rechtliche wie auch auf organisatorische 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Open-Access-Problematik vorbereitet“ und wende 

„in wesentlichen Bereichen bereits Open-Access-Modelle“ an. 

Kein weiterer Handlungsbedarf für Open Access? 

Also kein wirklicher Handlungsbedarf mehr? Wohl kaum. Nach wie vor macht nur eine kleine 

Minderheit der WissenschaftlerInnen (weltweit höchstens 20%1) ihre zur Publikation 

angenommenen Artikel frei verfügbar, sei es als „self-archiving“ auf ihrer eigene Website 

oder in einem öffentlichen Open-Access-Repository. Warum, obgleich, wie viele Umfragen 

belegen, WissenschaftlerInnen in der großen Mehrheit im Prinzip Open Access positiv 

gegenüber stehen?2.  

                                                             
1 Vgl. OA-barometer 2009: „20% of peer-reviewed articles across all disciplines are now freely available” - 
http://www.doaj.org/doaj?func=loadTempl&templ=100623&uiLanguage=en. 

2 Z.B. die Aussage in der schon 2005 veröffentlichten Studie der DFG“ Publikationsstrategien im Wandel? Ergebnisse einer 
Umfrage zum Publikations- und Rezeptionsverhalten unter besonderer Berücksichtigung von Open Access“ : „ Im Kontrast 
zu der wenig ausgeprägten Publikationstätigkeit im Open Access befürwortet eine Mehrheit der Befragten quer durch alle 
Wissenschaftsbereiche eine stärkere Beförderung von Open Access durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft.“  Diese 
prinzipielle Befürwortung, so ja auch die Einschätzung des Petitionsausschusses, hat sich 2011 sicher noch verstärkt, aber 
nicht im vergleichbaren Umfang die tatsächliche Open-Access-Bereitschaft. 

http://www.dfg.de/download/pdf/dfg_im_profil/evaluation_statistik/programm_evaluation/studie_publikationsstrategien_bericht_dt.pdf
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Nach wie vor besteht offensichtlich rechtliche Unsicherheit darüber, was erlaubt ist, obgleich 

sie nicht bestehen müsste. Die Deutsche Initiative für Netzwerkinformation e.V. (DINI e.V. ). 

stellt eine Datenbank bereit, durch die in der SHERPARoMEO-Liste () gezielt gesucht werden 

kann, welcher Verlag unter welchen Bedingungen den AutorInnen erlaubt, ihre Werke in 

einer Zweitpublikation frei zugänglich zu machen.  

Open Access über ein Zweitverwertungsrecht der AutorInnen? 

Aber das reicht alleine nicht aus. Der Bundestag, zunächst die Bundesregierung über das 

BMJ, ist aufgefordert, im Dritten Korb eine gesetzliche (urheberrechtliche) Lösung für ein 

unabdingbares Zweitverwertungsrecht zu finden. Das hat zwar mit Open Access direkt nichts 

zu tun, stärkt aber das Recht der AutorInnen auf eine freiere Verfügbarkeit über ihre Werke 

und wird verhindern, dass sie bei einer weiter frei zu wählenden kommerziellen Publikation 

nicht alle Rechte abtreten, z.B. für eine zweite, nach Open-Access-Prinzipien freie, nicht-

kommerzielle Veröffentlichung. 

Requested vs required 

Schließlich ist es an der Zeit, dass die deutschen Forschungsförderinstitutionen ihre Haltung 

im weltweiten Streit „required vs. requested“ überprüfen und zu handlungsrelevanten 

Lösungen kommen. Gemeint ist mit dem Streit die Auseinandersetzung, ob 

WissenschaftlerInnen verpflichtet oder nur angehalten werden sollen, die Ergebnisse ihrer 

mit öffentlichen Fördermitteln unterstützten Forschungen nicht als Erstpublikation, aber als 

parallele oder leicht zeitlich verzögerte Zweitpublikation nach Open-Access-Prinzipien 

(bevorzugt über ein Open-Access-Repository) frei zu stellen.  

Wenn das die USA am Beispiel des National Institutes of Health (NIH) können und wenn dies 

die EU in einem Pilotversuch kann, der immerhin 25% der Forschungsfördermittel betrifft, 

sollte das auch in Deutschland möglich sein. Auf keinen Fall wäre zu akzeptieren, dass dies 

nur aus Sorge vor weiteren Angriffen aus der Ecke des Heidelbergers Appells (Reuss etc.) 

unterbleibt.3 

Eine Open Access Mandate-Politik? 

Aber auch das wird alleine nicht ausreichen. Sicher wäre es schon nützlich, wenn sich alle 

öffentlich finanzierten Forschungseinrichtungen (an Hochschulen und außerhalb von ihnen) 

auf eine Verpflichtung verständigen würden, ihre WissenschaftlerInnen aufzufordern, die zur 

Publikation nach abgeschlossener Begutachtung angenommen Werke dem Open-Access-

Repository ihrer Institution zur Zweitveröffentlichung zur Verfügung zu stellen.4  

                                                             
3 Vgl. dazu die bei IUWIS recherchierbaren Dokumente 

4 Vgl. dazu die Initiativen und Positionspapiere auf der OA-Plattform  

 

http://www.dini.de/wiss-publizieren/sherparomeo/
http://www.sherpa.ac.uk/romeo/PDFandIR.php?la=en
http://publicaccess.nih.gov/
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/1262&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://www.iuwis.de/
http://open-access.net/de/allgemeines/was_bedeutet_open_access/initiativen_und_positionspapiere/
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Natürlich schnappte auch hier wieder die Falle des „requested vs. required“ zu. Nicht zuletzt 

aus ethischen, aber auch aus ökonomischen Gründen halte ich persönlich ein „institutional 

mandate“ für nicht nur vertretbar, sondern auch für erforderlich, also die Verpflichtung 

eines/r jeden WissenschaftlerIn gegenüber ihrer Institution und damit gegenüber der 

Öffentlichkeit, die mit deren Hilfe erstellten Werke frei zugänglich zu machen. Das könnte 

dadurch geregelt werden, dass nicht nur den AutorInnen, sondern auch deren Institutionen 

das Zweitpublikationsrecht und zwar nach Open-Access-Prinzipien verbindlich zugestanden 

würde. 

Ich weiß, dass reflexartig der Aufschrei nach Verletzung von Wissenschaftsfreiheit ertönen 

wird, verkürzt verstanden als positive Publikationsfreiheit, also entscheiden zu dürfen, nicht 

nur – unbestritten – ob, wann und wie zu publiziert werden darf, sondern auch „wo“.  

Einmal publiziertes Wissen kein privates Eigentum 

Wissen, einmal öffentlich gemacht, kann und sollte nicht als privates Eigentum reklamiert 

werden, schon gar nicht von den verwertenden Organisationen der Verlage, aber auch nicht 

von den AutorInnen selber. Dass ihnen das erstellte Werk entsprechend den 

Persönlichkeitsrechten des Urheberrechts ohne Einschränkung zugerechnet wird, wird von 

Niemandem bestritten.  

Entscheiden zu dürfen, dass durch eine kommerzielle Publikation die Nutzung eines Werkes 

über rechtliche und technische Mittel oder über eine restriktive Preispolitik behindert oder 

gar unmöglich gemacht wird, kann nicht zu den Freiheitsrechten gehören. Dass dies zudem 

die Wirtschaft daran hindert, aus den Ideen der Wissenschaft innovative Produkte in dem 

Ausmaß zu machen, wie es bei freiem Zugriff möglich wäre, sollte als Zusatzargument nicht 

schaden. 

Mut und Ideenreichtum sind gefragt 

Im Umfeld von Open Access ist noch viel zu tun, und es wird noch viel darüber gestritten 

werden. Es sollte erwartet werden, dass die gesetzgebenden politischen Instanzen die 

Forderungen der jetzt ihnen übermittelten Petitionen aufgreift, zusammen mit den vielen 

öffentlich gemachten Forderungen aus Bildung und Wissenschaft nach einem flexibleren, 

freieren und verständlicheren Wissenschaftsurheberrecht.  

Für den Dritten Korb der anstehenden Urheberrechtsreform, der ja ein Wissenschaftskorb 

sein soll(te), ist mehr Mut und Ideenreichtum zur Beantwortung der Fragen gefragt, wie wir 

mit Wissen und Information in elektronischen Räumen umgehen wollen und wer welche 

Rechte an öffentlich gemachtem Wissen haben soll. Auch Grundrechte der Gesellschaft 

können in ihrer Interpretation und durch positive Gesetzgebung an sich ändernde 

Rahmenbedingungen und neuen Erwartungen der Gesellschaft an größere Freizügigkeit 

angepasst werden, wenn auch zum Glück nicht gänzlich außer Kraft gesetzt werden.  


